
Zwischen der

Freien Hansestadt Bremen

vertreten durch

die Senatorin für Arbeit, Soziales, Jugend und lntegration (SASJI)

und

AWO Kita gemeinnützige GmbH
Am Wall 1791180

28195 Bremen

wird folgende

Vereinbarung nach S 77 SGB Vlll

geschlossen:

1. Gegenstand

1.1 Diese Vereinbarung regelt die Leistungserbringung von ambulanten Maßnahmen nach

S 29 SGB SGB Vlll für den folgenden Leistungsangebotstyp:

o SozialeGruppenarbeit

1.2 Diese Vereinbarung bestimmt Näheres zu Art, lnhalt und Umfang der Leistung, ihrer

Vergütung und ihrer Prüfung. lm Übrigen finden die Regelungen des Bremischen Lan-

desrahmenvertrages nach $ 78 f SGB Vlll vom 15.11.2001 in Verbindung mit seinen

Anlagen in der aktuellen Fassung Anwendung.

1.3 Die Leistung wird von AWO Kita gemeinützige GmbH, Am Wall 1791180, 28195

Bremen - nachfolgend Leistungserbringer genannt - erbracht.

1.4 Grundlage des Vertrages sind die beiliegende Anlage 1 Leistungsangebotstyp, Anlage

2 Kalkulationsunterlagen.

2. Leistungsvereinbarung

2.1 Das Leistungsangebot des Leistungserbringers entspricht dem in der Vedragskommis-

sion SGB Vlll festgelegten Leistungsangebotstyp. Näheres zu Art, lnhalt, Umfang und

Qualität der Leistung ist der beigefügten Leistungstypenbeschreibung (Anlage 1) zu ent-

nehmen.
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2.2 Die Leistungen sind nach den allgemein anerkannten fachlichen Standards sowie der

Entgeltbemessung zugrundeliegenden personellen Ausstattung zu erbringen. Sie müs-

sen ausreichend und zweckmäßig sein und dürfen das Maß des Notwendigen nicht über-

schreiten. Sie sind so zu gestalten, dass eine bedarfsgerechte Hilfe im Einzelfall gewähr-

leistet ist.

2.3 Der Leistungserbringer hat sicherzustellen, dass er nur Personen beschäftigt oder ver-

mittelt, die nicht wegen einer der in $ 72a Satz 1 SGB Vlll genannten Straftaten rechts-

kräftig verurteilt worden sind. Zu diesem Zweck hat er sich bei der Einstellung, aus be-

sonderem Anlass und in regelmäßigen Abständen (spätestens alle 5 Jahre) ein Füh-

rungszeugnis nach $ 30a Abs.1 des Bundeszentralregistergesetzes vorlegen zu lassen.

Unbeschadet dessen hat der Leistungserbringer unvezüglich geeignete Maßnahmen zu

ergreifen, wenn ihm bekannt wird, dass gegen eine Person wegen des Verdachtes, eine

solche Straftat begangen zu haben, Ermittlungen zur Strafuerfolgung eingeleitet worden

sind.

2.4 Nach g 8a SGB Vlll ist bei Anhaltspunkten, die auf eine drohende Kindeswohlgefährdung

für ein Kind oder einen Jugendlichen hindeuten, im Zusammenwirken mehrerer Fach-

kräfte das Gefährdungsrisiko abzuschätzen. Die Mitarbeitereiner Einrichtung verpflichtet

dies, bei der Kenntnis von einem Gefährdungsrisiko, ihren Schutzauftrag unmittelbar

wahrzunehmen und/ oder das zuständige Jugendamt zu informieren'

2.5 Der Leistungserbringer verpflichtet sich nur Personal einzusetzen, das entsprechend der

jeweiligen Leistungsangebotstypenbeschreibung persönlich geeignet ist. Bei Abwei-

chung von den jeweils vom Landesjugendamt als sozialpädagogische Fachkräfte defi-

nierten Qualifikationen besteht ein Entscheidungsvorbehalt der SASJI bezüglich der Ver-

gleichbarkeit von Qualifikationen. Vor Beschäftigung anderer Personen, die aufgrund ih-

rer Ausbildung, besonderer fachpraktischer Erfahrungen und Kenntnisse so qualifiziert

sind, dass sie bestimmte pädagogische Aufgaben übernehmen könnten, ist Einverneh-

men mit dem Leistungsträger und/oder Landesjugendamt herzustellen.

2.6 Der Leistungserbringer verpflichtet sich, die Bestimmungen des Mindestlohngesetzes

für das Land Bremen (Landesmindestlohngesetz) in seiner jeweils gültigen Fassung zu

beachten und seine Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer nicht unterhalb des Landes-

mindestlohns zu vergüten.

3. Entgeltvereinbarung

3.1 Für den Vereinbarungszeitraum vom 01 .08.2026 bis 31 .01.2027 beträgt die Gesamtver-

gütung

€ 1.098,66 pro Person/monatlich..
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3.2 Für den Vereinbarungszeitraum vom 01 .02.2027 bis 31.07.2027 belrägt die Gesamtver-

gütung

€ 937 ,54 pro Person/monatlich..

3.3 Die Vergütung beinhaltet alle erforderlichen direkten und indirekten Zeiten der Leistungs-

erbringung sowie die Ausfallzeiten des Personals (2.B. Vor- und Nachbereitung, Fahrt-

zeiten, Dienstbesprechungen, Urlaub, Fortbildung, Krankheit, etc.). Mit den o.g. Vergü-

tungspauschalen sind bei wirtschaftlicher Betriebsführung damit alle notwendigen Per-

sonal-, Sach- und lnvestitionskosten abgegolten. Daraus folgt, dass mit den Pauschalen

alle weiteren mit der Leistungserbringung zusammenhängenden Personalkosten für die

Betreuung, fachliche Leitung und Koordination (Qualitätssicherung), Geschäftsführung

und allgemeine Venrvaltung sowie alle notwendigen Sachkosten (Betreuungs- und allge-

meine Verwaltungssachkosten) sowie die Autwendungen für Miete, Abschreibung (Büro)

etc. refinanziert sind.

Die Berechnungsgrundlagen der Pauschalen sind dem beigefügten Kalkulationsunterla-

gen (Anlage 2) zu entnehmen.

3.4 Die Pauschale ist nur abrechenbar, wenn eine Kostenübernahmeerklärung seitens des

zuständigen Trägers der öffentlichen Jugendhilfe im Einzelfall vorliegt.

3.5 Die Abrechnung der Pauschalen erfolgt bei Beginn oder Beendigung sowie vozeitigem

Abbruch im laufenden Monat für das Leistungsmodul nach Tagessätzen. Die jeweiligen

Tagessätze werden mit dem Divisor 30,4 ermittelt (Samstage/Sonntage werden mitge-

zählt). Die Rundung erfolgt erst bei der Berechnung des anteiligen Monatsbetrages. Bei

vorübergehender, kurzfristiger, ungeplanter Abwesenheit (bis drei Tage) des Kindes auf-

grund von KrankheiVKrankenhausaufenthalt sowie nach Absprache mit dem Case Ma-

nagment wird das Entgelt grundsätzlich weitergezahlt. Für anteilige Tage erfolgt auch

hier die tageweise Abrechnung.

4. Qualitätsentwicklungsvereinbarung

4.1 Die Grundsätze und Maßstäbe für die Bewertung der Qualität der Leistung sowie Anga-

ben über geeignete Maßnahmen zu ihrer Gewährleistung nach dem Landesrahmenver-

trag nach S 78f SGB Vlll gelten ebenfalls für dieses ambulante Projekt. Somit erfolgt

auch die Berichterstattung analog der Vorgaben der Rahmenempfehlung zur Qualitäts-

entwicklung (Berichtsraster) in der jeweils aktuellen Fassung. Die Berichte sind dem ört-

lichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe jeweils zum 31 . Mäz alle zwei Jahre vozule-

gen und gehen gezielt auf die im trägerindividuellen Konzept hinterlegten Schwerpunkte
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der Qualitätssicherung in Bezug auf die Dokumentation und Selbstevaluation ein. Zu-

künftige Ergebnisse der Vertragskommission zur Qualitätsentwicklung, insbesondere im

Hinblick auf das Berichtswesen in Form eines standardisierten Rasters, sollen dabei be-

rücksichtigt werden.

4.2 Mit dem bekannten Formblatt erfolgt die Übermittlung der für das Berichtswesen erfor-

derlichen Daten an die zuständige Stelle.

4.3 Ergänzend vereinbaren die Vertragspartner, dass der Leistungserbringer ab Beginn der

Laufzeit dieser Vereinbarung nach vorheriger Absprache die Entwicklung und den Ein-

satz des Personals (Funktion, Qualifikation, Stellenanteil, Eingruppierung, Erfahrungs-

stufen, etc.) sowie der Fallzahlen in einer Übersicht darstellt.

4.4 Sollten sich auf Basis von 4.2 dieser Vereinbarung oder darüber hinaus Anhaltspunkte

ergeben, die erhebliche Zweifel an der Leistungsqualität und Wirtschaftlichkeit der Ein-

richtung begründen, stellt der Träger der Einrichtung dem öffentlichen Jugendhilfeträger

auf Anforderung weitergehende, zur sachgerechten Beurteilung notwendige und geeig-

nete Prüfungsunterlagen zur Verfügung und erteilt auf Anfrage die erforderlichen Aus-

künfte. Ziel solcher Prüfungen ist es, etwaige Mängel für die Zukunft einvernehmlich ab-

zustellen. Zudem hat der örtliche Träger der öffentlichen Jugendhilfe das Recht zu einer

angemeldeten Prüfung dieser Unterlagen vor Ort. Diese wird rechtzeitig angekündigt

und gemeinsam terminiert. Die Datenschutz-Grundverordnung ist zu beachten. Entspre-

chend ist die Einsichtnahme von individuellen, personenbezogenen Daten nur nach vor-

heriger Absprache und ggf. erforderlicher Zustimmung möglich. Die Einsichtnahme per-

sonenbezogener Daten erfolgt dann pseudonymisiert nach $4 DSG-EKD.

lnhalt der Vor-Ort-Prüfung kann darüber hinaus sein:

. sich vor Ort ein Bild von der Leistungserbringung zu verschaffen,

. lnaugenscheinnahme von Personen, Personalakten (Arbeitsverträge etc.), Aus-

stattung und Sachen

. Einsichtnahme in die Leistungsdokumentationen und andere relevante Aufzeich-

nungen,

. Befragung von Leistungsempfänger:innen und anderen beteiligten Personen zur

Überprüfung des vereinbarten quantitativen Leistungsumfanges (wird in Abstim-

mung mit Case-Management sowie ggf. Einrichtungsaufsicht und Leistungser-

bringer durchgeführt).

5. Vereinbarungszeitraum

5.1 Die Vereinbarung gilt ab dem 01 .08.2026 und wird mit einer Mindestlaufzeit von 12 Mo-

naten (31.07.2027) auf unbestimmte Zeit geschlossen.
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Für die Vereinbarung gelten die nachfolgenden Vereinbarungszeiträume:

. 01.08.26 - 31.01.27 (siehe Anlage 2 Leistungs- und Entgeltübersicht)

o 01 .02.27 - 31.07 .27 (siehe Anlage 3 Leistungs- und Entgeltübersicht)

5.2 Zur vollständigen oder teilweisen Anderung oder Aufhebung der Vereinbarung bedarf es

einer schriftlichen Kündigung unter Einhaltung der unter Ziffer 5.1 bestimmten Mindest-

laufzeit. Die Vergütungsvereinbarung kann mit einer Frist von mindestens 6 Wochen, die

übrigen Bestandteile derVereinbarung können mit einer Frist von mindestens 3 Monaten

gekündigt werden.

5.3 Für den Fall, dass sich die Leistungs- und Vergütungsfaktoren bzw. -strukturen durch

gesetzliche oder landesrahmenvertragliche Neuerungen wesentlich verändern, kann

diese Vereinbarung von jeder Vertragspartei ohne Einhaltung einer Frist zum Zwecke

der Anpassung durch Neuverhandlung gekündigt werden. Bis zum Abschluss einer Neu-

vereinbarung gelten die bisherigen Regelungen weiter.

6. Sonstiges

6.1

6.2

6.3

Bei Unwirksamkeit einer Bestimmung dieses Vertrages verlieren die übrigen Bestim-

mungen ihre Wirksamkeit nicht. Eine unwirksame Regelung ist von den Vertragsparteien

durch eine wirksame zu ersetzen, die der unwirksamen in ihrer Auswirkung möglichst

nahekommt. lm Übrigen gelten die Vorschriften der SS 53 ff. des Zehnten Buch Sozial-

gesetzbuch (SGB X) über den öffentlich-rechtlichen Vertrag.

Alle Anlagen dieser Vereinbarung sind Vertragsbestandteil.

Dieser Vertrag unterliegt dem Bremer lnformationsfreiheitsgesetz (BremlFG). Bei Vorlie-

gen der gesetzlichen Voraussetzungen wird er nach Maßgabe der Vorschriften des

BremlFG im elektronischen lnformationsregister veröffentlicht. Unabhängig von einer

möglichen Veröffentlichung kann der Vertrag Gegenstand von Auskunftsanträgen nach

dem BremlFG sein.

Der Leistungserbringer bestätigt die Anwendung des von ihm angegebenen Tarifuer-

trags TV-L bzw. TV-L S in der jeweils gültigen Version (und die damit im Vertragsent

gelt enthaltenen Lohnkosten in voller Höhe an sein Personal weiterzuleiten). Der Leis-

tungserbringer erklärt sich bereit die gezahlten Gehälter nach den Anforderungen des

Kostenträgers nachzuweisen.

6.4

6.5 Sofern noch nicht erfolgt tritt der Einrichtungsträger mit Abschluss dieser Vereinbarung

dem Landesrahmenvertrag nach S 78 f SGB Vlll in seiner aktuellen Fassung bei. Die

dort enthaltenen Bestimmungen gelten entsprechend.
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Geschlossen: Bremen, im Juni2026

Die Senatorin für Arbeit, Soziales,
Jugend und Integration (SASJI)

lm Auftrag

Leistungserbringer

AWO Kita gGmbH

Anlaqen:

Anlage 1

Anlage 2

Anlage 3

Leistungsangebotsyp

Kalkulationsunterlagen (01.08.2026 - 31.01 .2027)

Kal ku lati onsu nterl ag en (0 I .02.2027 - 31 .07 .2027)



Sozlale Gruppenarbeit

,, Art des Angebots Die Soziale Gruppenarbeit nach S 29 SGB Vlll ist eine Form
der ambulanten Hilfe zur Eziehung.

Durch die Leistung solldie Entwicklung und Eziehung von
Kindern und Jugendlichen gefördert und gestärkt, Benach-
teiligungen vermieden und mögliche Entwicklungsschwierig-
keiten frühzeitig abgebaut werden, um intensiveren Hilfen
vorzubeugen und diese zu vermeiden.

Die Zusammenarbeit mit den Eltern, Personensorgeberech-
tigten/ Familien ist fester Bestandteil der Leistung.

2. Rechtsgrundlage s 29 SGB Vilr

3 Allgemeine Zielset-
zung

Ausgehend von den individuellen Bedarfen der Kinder und
Jugendlichen und ihrem jeweiligen Entwicklungsstand kön-
nen folgendeZiele im Vordergrund stehen:

Förderung der sozialen Kompetenzen
Teilnahme und Mitwirkung am gesellschaftlichen Le-
ben
Entwicklung und Nutzung der eigenen Ressourcen
sowie der Ressourcen des Familiensystems und des
Sozialraums
Förderung und Begleitung der schulischen lntegra-
tion. lnsbesondere beiden Themen:
Prävention von Schulmeidung, Schulverweigerung,
lnteraktion mit Gleichaltrigen
Entwicklung von Zukunftsperspektiven
Verbesserung der Erziehungsbedingungen in der
Familie durch Stärkung des Selbsthilfepotentials und
der Entlastung des Familiensystems
Stärkung der Kommunikation sowie der Ressourcen
zwischen Eltern/ Personensorgeberechtigten, Kind,
Schule, Hort und Jugendhilfe.

Bei der didaktischen Gestaltung der sozialen Gruppenarbeit
ist die Arbeit in der Gruppe und die Einzelfallhilfe gleicher-
maßen zu berücksichtigen und unter der Prämisse einer
Handlungs- und Projektorientierung zu entwickeln. Der Um-
fang der Einzelfallhilfe beträgt durchschnittlich 20o/o der ge-
samten Kursarbeit. Er kann im Einzelfall nach Problem- und
Bedarfslagen der einzelnen Teilnehmer: innen bedürfnisori-
entiert variieren. Um der Kernausrichtung der Leistung als
Gruppenarbeit gerecht zu werden, soll darauf geachtet wer-
den, dass auch im konkreten Fall derAnteil der Einzelfall-
hilfe den Anteil der Arbeit in der Gruppe nicht übersteigt.

lsolierte Einzelfallhilfe ist aus rechtlichen Gründen kein Be-
standteil der sozialen Gruppenarbeit.

4. Personenkreis Die Kinder und Jugendlichen benötigen aufgrund ihrer Fa-
milien- und Lebenssituation Unterstützunq bei der

1
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lntegration in den Schul- bzw. Hortalltag und dem sozialen
Umfeld. Hierbei ist eine professionelle Begleitung und För-
derung durch einen Leistungserbringer erforderlich.

Die Leistung ist keine Leistung nach dem S 32 SGB Vlll und
ist abzugrenzen zut Leistung der heilpädagogischen Tages-
gruppe.

Die Leistung ist keine Fördermaßnahme zur Bearbeitung
der Lese-, Rechtschreibschwäche (LRS) und / oder einer
Rechenschwäche. Sie ersetzt keinen Unterricht oder andere
schulischen Maßnahmen (wie z.B. temporäre Lerngruppen,
etc.).

5. Leistunq
5.1. Inhalt der Leistung Der Leistungserbringer stellt die fachliche Leitung und Koor-

dination sicher. Dazu gehören auch die Qualitätsentwick-
lung und Qualitätssicherung auf Grundlage des Bundeskin-
derschutzgesetzes, des Gesetzes zur Kommunikation und
lnformation im Kinderschutz sowie die Bremer Rahmenver-
einbarung zum $ 8a SGB Vlll.

Die Ausgestaltung der Leistung entspricht den im Hilfeplan
gem. S 36 SGB Vlll aufgeführten Zielen die mit der Familie
erarbeitet sind. Sie ist zwischen dem Kind/ dem Jugendli-
chen und dem Leistungserbringer auf Grundlage des fest-
gestellten Bedarfs partizipativ und transparent hinsichtlich
des Ablaufs, Ort und Zeitpunkt der lnanspruchnahme zu
vereinbaren.

An den Standorten Schule und Hort werden zur gemeinsa-
men Falleingangssteuerung ressortübergreifende Steue-
rungsrunden eingerichtet. Die Verantwortung zur Einladung
für die Steuerungsrunden übernimmt die zuständige Schule
oder der zuständige Hort. Der Austausch erfolgt dann aus-
schließlich im Einverständnis mit den Familien nach den
Regeln des Sozialdatenschutzes. Die Letztentscheidung
über die Hilfe liegt im zuständigen Casemanagement junge
Menschen (Steuerungsverantwortung $ 36a SGB Vlll).

5.2. Ort der Leistung Die Leistung findet an Standorten des Leistungserbringers
oder an Ganztagsschulen oder Horten statt. Es können
auch Gruppen für mehrere Schulstandorte zuständig sein.

Soll die Leistung in den Räumlichkeiten von Schule oder
Hort stattfinden, werden dem Leistungserbringer geeignete
Räumlichkeiten in der Schule oder im Hort zur Verfügung
gestellt, die ihm während der Zeit der Leistungserbringung
zur Verfügung stehen. Dazu können gehören:

- ein Raum zur Leistungserbringung
- ein Arbeitsplatz
- ein abschließbarer Schrank
- Zugang zu einer Küche/ Küchenzeile
- Möglichkeitvon Materiallagerung
- W-Lan oder Telefonleitunq

2
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5.3. Verpflegung Die Verpflegung der Kinder und Jugendlichen ist nicht Be-
standteil der Leistung.

Eine mögliche Verpflegung in der Öffnungszeit in den Fe-
rien an den Standorten Schule und Hort werden über die
Ferienbetreuung der Schule oder des Horts organisiert und
finanziert.

Bei dezentralen Standorten ergibt sich die Verpflegung im

Einzelfall aus den Öffnungszeiten.

5.4. Erziehung / Sozial-
pädagogische Be-
treuung

Ausgehend von den individuellen Bedarfen der Kinder und
Jugendlichen und ihrem jeweiligen Entwicklungsstand, er-
folgt die Bearbeitung der Problemlagen mit unterschiedli-
chen Aufgaben/Ansatzpunkten/ Herangehensweisen.

lm Vordergrund stehen dabei:

Entlastung des familiären Bezugssystems
Förderung der Persönlichkeitsentwicklung unter be-
sonderer Berücksichtigung der Ressourcen
Aufbau bzw. Stärkung sozialer Kompetenzen und
der Komm unikationsfähigkeit.
Bearbeitung der Konfliktebenen in der Beziehung zu
den Eltern/Personensorgeberechtigten/der Fam i lie
Korrektive Beziehungserfahrungen in einem ge-
schützten Rahmen
Stabilisierung und Stärkung des Selbstwertgefühls
und der Beziehungsfähigkeit
Eruverb und Erprobung von Handlungskompetenzen
Soziales Kompetenztraining in der Gruppe und im
Einzelsetting
Einzel- und Kleingruppenarbeit
Zusammenarbeit mit Eltern/ Personensorgeberech-
tigten im Rahmen von Gesprächen oder Gruppenan-
geboten
die Unterstützung bei auftretenden Schwierigkeiten
in der Schule und im Hort.
ein verbindlicher, regelmäßiger und situationsbezo-
gener Austausch zwischen Schule, Hort und Leis-
tungserbringer um den schulischen Anforderungen
der Kinder und Jugendlichen besser gerecht zu wer-
den
Sicherstellung der Kinderrechte
Sicherstellung von Beschwerdemöglichkeiten
Sicherstellung der Partizipationsmöglichkeiten

5.5. Umfang der Leis-
tung

Die Leistung kann von Montag bis Freitag stattfinden. Eine
Gruppe besteht aus mindestens 8 bis max. 10 Plätzen.

6. Personelle Aus-
stattunq

5.1. Qualifikation des
Personals

Die Leistung wird durch Fachkräfte erbracht
Zu den Fachkräften zählen:

3
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a Sozialarbeiter: innen und Sozialpädagog: innen oder
Fachkräfte mit einer formalen Gleichstellung zu die-
sen Ausbildungsabschlüssen
Erzieher: innen, Heilerziehungspfleger: innen, Kind-

heitspädagoge: innen oder Heilpädagoge: innen je-

weils mit staatlicher Anerkennung oder einer forma-

len Gleichstellung zu diesen Ausbildungsabschlüs-
sen

6.2. Fachliche Leitung
und Koordination

Die Fachliche Leitung / Koordination umfasst die fachlich-
pädagogische Leitung, die Koordination und Qualitätssiche-
rung der Leistungserbringung.

7 Betriebsnotwen-
dige Anlagen und
Ausstattung

Entsprechend der behördlichen Auflagen und Schutzbestim-
mungen werden Nutz- und Gemeinschaftsflächen vorgehal-
ten.

Standorte Schule und Hort:
Entsprechend der behördlichen Auflagen und Schutzbestim-
mungen werden Nutz- und Gemeinschaftsflächen sowie die
erforderlichen technischen Voraussetzungen von der
Schule, dem Hort gestellt (Zugang zum W-Lan und zu einer
Telefonleitung) und sind nicht Bestandteilder Leistung. Die
darüber hinaus benötigten räumlichen und technischen Vo-
raussetzungen stellt der Leistungserbringer zur Verfügung.

8. Qualität
8.1. Qualitätssicherung

und Qualitätsent-
wicklung

Das Leistungsangebot des Leistungserbringers wird zur
Qualitätssicherung und -entwicklung mindestens im Ab-
stand von zwei Jahren in einem Qualitätsentwicklungsbe-
richt, entsprechend der Regelungen der Rahmenvereinba-
rung zur Qualitätsentwicklung nach $ 78 b Absatz 1 Nr. 3
SGB Vlll in Verbindung mit $ 8 Landesrahmenvertrag SGB
Vlll bzw. entsprechend der Qualitätsentwicklungsvereinba-
rungen, dokumentiert.

8.2. Qualitätsnachweis Strukturqualität
r Einhalten aller Verträge und gesetzlicher Auflagen,
r Vorliegen eines Vertrages zur Sozialen Gruppenarbeit,
. Vorhalten eines schriftlichen Konzeptes,
o Regelmäßige Fallbesprechungen, Team- und Fallsuper-

vision und Fort- und Weiterbildung,
. Kooperation mit relevanten Akteuren für die Leistungser-

bringung,
. Teilnahme an Gremien zur Schaffung von Unterstüt-

zungsleistungen.

Prozessqualität
o Entwicklung, Umsetzung, Überprüfung, Fortschreibung,

Dokumentation und Koordination der individuellen Pla-
nung der Leistung unter Einbeziehung der Leistungsbe-
rechtigten, seiner Angehörigen und sonstigen Bezugs-
personen,

o flexible und bed rechte Personale

4
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a Entwicklung, Umsetzung, Überprufung, Fortschreibung
und Koordination der individuellen Planung der Leistung
unter Einbeziehung der Leistungsberechtigten, seiner
Angehörigen und sonstigen Bezugspersonen.

Erqebnisqualität
o regelmäßige Überprüfung und Reflexion des Zielerrei-

chungsgrades gemäß den individuellen Zielen im Hilfe-
plan,

. Überprüfung der fachlichen Angemessenheit und Umset-
zung der Maßnahmen sowie der fachlichen Weiterent-
wicklung des Angebotes.

9. Vergütung der
Leistung

Die Vergütung der Leistung erfolgt anhand von Monatspau-
schalen.

Sie beinhaltet alle mit der Leistungserbringung beiwirt-
schaftlicher Betriebsführung und sparsamen Mitteleinsatz
notwendigen Personal-, Sach- und lnvestitionskosten und

ist bezogen auf die effektive Arbeitszeit (d.h. nach Abzug al-
ler Ausfallzeiten).

Die tatsächlichen Öffnungstage sind Grundlage der Entgelt-
berechnung. Ein Anspruch auf Vergütung besteht, sobald
für die jeweiligen Leistungsberechtigten eine Leistungsbe-
willigung des zuständigen Trägers der öffentlichen Jugend-
hilfe vorliegt.

Bei dezentralen Standorten werden die Miet- und Neben-
kosten im Einzelfall verhandelt.

10. Gültigkeit Die Leistungsbeschreibung ist gültig ab dem 01 .08.2026
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